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2. der Kommission

3. DG GROW/E/3 - N105 04/63

4. 2024/9018/NO - SERV - Dienste der Informationsgesellschaft

5.

6. Im Rahmen des Notifizierungsverfahrens gemäß der Richtlinie (EU) 2015/1535 über ein Informationsverfahren auf dem
Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft notifizierten die
norwegischen Behörden der Kommission am 7. November 2024 den Entwurf „Vorgeschlagene Änderungen des
norwegischen Marketingkontrollgesetzes – Stärkung des digitalen Verbraucherschutzes für Kinder“ (im Folgenden
„notifizierter Entwurf“).
Um den Dienststellen der Kommission den Abschluss ihrer Prüfung gemäß den einschlägigen Bestimmungen des EU-
Rechts zu ermöglichen, werden die norwegischen Behörden gebeten, das nachstehende Ersuchen um ergänzende
Informationen zu beantworten.
1. Die norwegischen Behörden werden gebeten, klarzustellen, ob die sich aus dem neuen Abschnitt 21a des notifizierten
Entwurfs ergebende Verpflichtung
a. für audiovisuelle kommerzielle Kommunikation im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe h der Richtlinie 2010/13/EU
über audiovisuelle Mediendienste in der durch die Richtlinie (EU) 2018/1808 geänderten Fassung gelten würde und
b. für audiovisuelle Mediendienste auf Abruf und Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe g der Richtlinie 2010/13/EU über
audiovisuelle Mediendienste in der durch die Richtlinie (EU) 2018/1808 geänderten Fassung gelten würde.
c. für Anbieter von Videoplattformdiensten im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe aa der Richtlinie 2010/13/EU über
audiovisuelle Mediendienste in der durch die Richtlinie (EU) 2018/1808 geänderten Fassung im Hinblick auf
Erwägungsgrund 5 der Richtlinie (EU) 2018/1808 gelten würde, wonach zwar das Ziel der Richtlinie 2010/13/EU nicht
darin besteht, Social-Media-Dienste als solche zu regulieren, ein Social-Media-Dienst jedoch in den Anwendungsbereich
der Richtlinie fällt, soweit er der Definition eines Videoplattformdienstes entspricht, insbesondere wenn die Bereitstellung
von Programmen und nutzergenerierten Videos eine wesentliche Funktionalität des Dienstes darstellt.
Falls sie dies bejahen, werden die norwegischen Behörden gebeten, klarzustellen, ob
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a. Der notifizierte Entwurf auch für Anbieter von Videoplattformdiensten oder audiovisuellen Mediendiensten auf Abruf
gilt, die nicht im Hoheitsgebiet Norwegens niedergelassen sind; und
b. sich das vorgeschlagene Verbot an Anbieter von Videoplattformen, unabhängig davon richtet, ob die betreffende
audiovisuelle kommerzielle Kommunikation von der Videoplattform vermarktet, verkauft oder arrangiert wird oder nicht.

2. Die norwegischen Behörden werden gebeten, klarzustellen, ob die sich aus dem neuen Abschnitt 21a des notifizierten
Entwurfs ergebende Verpflichtung für Anbieter von Diensten der Informationsgesellschaft im Sinne der Richtlinie
2000/31/EG gelten soll. Falls ja, möchten die Dienststellen der Kommission weitere Informationen zu folgenden Punkten
erhalten:
a. ob der notifizierte Entwurf für Anbieter von Diensten der Informationsgesellschaft mit Sitz im Hoheitsgebiet anderer
Mitgliedstaaten als Norwegen gelten würde;
b. welche Verpflichtungen sich aus dem notifizierten Entwurf für diese Diensteanbieter ergeben würden;
c. ob die norwegischen Behörden diese Anbieter ermittelt haben oder was die Grundlage für ihre Identifizierung wäre;
d. wie die norwegischen Behörden beabsichtigen, die Anforderungen des Artikels 3 Absatz 4 der Richtlinie 2000/31/EG zu
erfüllen (insbesondere angesichts des EuGH-Urteils in der Rechtssache C-376/22).

3. Die norwegischen Behörden werden gebeten, klarzustellen, ob die sich aus dem neuen Abschnitt 21a des notifizierten
Entwurfs ergebende Verpflichtung für Anbieter von Online-Vermittlungsdiensten im Sinne des Artikels 3 der Verordnung
(EU) 2022/2065, insbesondere für Anbieter von Online-Plattformen, gelten würde. Die Kommissionsdienststellen bitten
um weitere Informationen über das beabsichtigte Zusammenspiel zwischen dem notifizierten Entwurf und der
Verordnung (EU) 2022/2065 im Hinblick auf die größtmögliche Harmonisierungswirkung dieser Verordnung, insbesondere
in Bezug auf die Artikel 6, 8, 28, 34 und 35.

Die norwegischen Behörden werden aufgefordert, ihre Antwort bis zum 4. Dezember 2024 zu übermitteln.
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